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Rundschreiben über den Unionsbürger und seine Familienangehörigen: Änderung der Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs auf Sozialhilfe 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

Sehr geehrter Herr Präsident,
Einführung
Die Unionsbürgerschaft verleiht jedem Bürger der Union das elementare und persönliche Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der im Vertrag und in den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und Bedingungen frei zu bewegen und aufzuhalten
.

Die Richtlinie 2004/38/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten lautet allerdings: es sollte dem Aufnahmemitgliedstaat überlassen bleiben, zu bestimmen, ob er anderen Personen als Arbeitnehmern oder Selbstständigen, Personen, die diesen Status beibehalten, und ihren Familienangehörigen Sozialhilfe während der ersten drei Monate des Aufenthalts oder im Falle von Arbeitssuchenden für einen längeren Zeitraum gewährt oder vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Unterhaltsbeihilfen für die Zwecke des Studiums, einschließlich einer Berufsausbildung, gewährt
.

Die Befugnis, den Unionsbürger unter Umständen vom Anspruch auf Sozialhilfe auszuschließen, ist in Artikel 24.2 der vorerwähnten Richtlinie ausdrücklich vorgesehen: „(…) ist der Aufnahmemitgliedstaat nicht verpflichtet, anderen Personen als Arbeitnehmern oder Selbstständigen, Personen, denen dieser Status erhalten bleibt, und ihren Familienangehörigen während der ersten drei Monate des Aufenthalts oder gegebenenfalls während des längeren Zeitraums nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe b einen Anspruch auf Sozialhilfe oder vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Studienbeihilfen, einschließlich Beihilfen zur Berufsausbildung, in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens, zu gewähren.“ 
Die Befugnis der Mitgliedstaaten, den Unionsbürger und seine Familienangehörigen vom Anspruch auf Sozialhilfe auszuschließen, war im belgischen Recht bisher noch nicht in Anspruch genommen.

Mit dem Gesetz vom 19. Januar 2012 zur Abänderung der Rechtsvorschriften über die Aufnahme von Asylsuchenden (B.S. vom 17. Februar 2012), das ebenfalls das Grundlagengesetz über die öffentlichen Sozialhilfezentren vom 8. Juli 1976 abändert, hat der Gesetzgeber diese Befugnis in Anspruch genommen.
Artikel 12 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 wird zum neuen Artikel 57quinquies im vorerwähnten Grundlagengesetz und hat folgenden Wortlaut:
„Abweichend von den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes ist das Zentrum nicht verpflichtet, Staatsangehörigen von Mitgliedstaaten der Europäischen Union und ihren Familienangehörigen während der ersten drei Monate des Aufenthalts oder gegebenenfalls während des längeren Zeitraums nach Artikel 40, § 4, Absatz 1, 1° des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern Sozialhilfe zu gewähren, oder vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Unterhaltsbeihilfen zu gewähren.“

Diese Gesetzesbestimmung ist am 27. Februar 2012 in Kraft getreten.

Der belgische Gesetzgeber hat somit entschieden, die Befugnis der Mitgliedstaaten, den Unionsbürger und seine Familienangehörigen unter Umständen von dem Anspruch auf Sozialhilfe auszuschließen, in Anspruch zu nehmen. Es sei darauf hingewiesen, dass diese Beschränkung im Augenblick nur auf den Anspruch auf Sozialhilfe zutrifft.

Ziel des vorliegenden Rundschreibens ist es daher, den Einfluss dieser Gesetzesbestimmung auf den Anspruch des Unionsbürgers und seiner Familienangehörigen auf Sozialhilfe zu bewerten. 

1. Kein Anspruch auf Sozialhilfe während der ersten drei Monate des Aufenthalts 
Der Unionsbürger und seine Familienangehörigen, die ihn begleiten oder ihm nachziehen, haben während der ersten drei Monate des Aufenthalts im belgischen Hoheitsgebiet keinen Anspruch auf Sozialhilfe.

Es handelt sich also um eine allgemeine Ausnahme für alle Gruppen von Unionsbürgern und alle Familienangehörigen, die sie begleiten oder ihnen nachziehen.

Es muss jedoch hervorgehoben werden, dass die Richtlinie 2004/38/EG bestimmt, dass diese Beschränkung nicht zutrifft auf den Unionsbürger, der den Status eines Arbeitnehmers oder eines Selbstständigen hat oder beibehält. Der Unionsbürger, dessen Arbeitnehmer- oder Selbstständigenstatus anerkannt wurde, hat Anspruch auf einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten im belgischen Hoheitsgebiet und fällt somit in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung. Solange er im Besitz einer Anlage 19 ist, hat er nicht nachgewiesen, über diesen Status zu verfügen, aber sich nur auf diesen Status beruft mit dem Ziel, ein Aufenthaltsrecht zu erhalten. Folglich gilt der Ausschluss des Rechts auf Sozialhilfe während der ersten drei Monate nach der Ausstellung der Anlage 19 ebenfalls für Unionsbürger, die sich auf den Arbeitnehmer- oder Selbstständigenstatus beruft haben mit dem Ziel, die Anlage 19 zu erhalten.
Dementsprechend haben Unionsbürger, die im Besitz einer Anlage 19 sind, während der ersten drei Monate ihres Aufenthalts keinen Anspruch auf Sozialhilfe.

Wann haben der Unionsbürger und seine Familienangehörigen von jetzt an in der Praxis Anspruch auf Sozialhilfe?

Der Bürger der Union
Ab dem 27. Februar 2012 hat ein Unionsbürger, der im Besitz einer Anlage 19 ist, keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe, sobald er diese Anlage erhält.

Nur nach Ablauf einer 3-Monate-Frist, gerechnet ab dem Ausstellungsdatum der Anlage 19, wird er Anspruch auf Sozialhilfe haben. Während dieser Frist kann der Betroffene dringende medizinische Hilfe auch nicht in Anspruch nehmen.
Die Familienangehörigen
 

Ebenfalls ab dem 27. Februar 2012 haben Familienangehörigen des Unionsbürgers, die im Besitz einer Anlage 19ter sind, keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe sobald sie diese Anlage erhalten.

Nur nach Ablauf einer Frist von drei Monaten, gerechnet ab dem Ausstellungsdatum der Anlage 19ter, werden sie Anspruch auf Sozialhilfe haben. Während dieser Frist können die Betroffenen dringende medizinische Hilfe auch nicht in Anspruch nehmen. 
Gibt es Übergangsmaßnahmen?

Nein, da diese Gesetzesänderung keine Übergangsmaßnahmen vorgesehen hat.

Was passiert also mit dem Unionsbürger, der im Besitz einer vor dem 27. Februar 2012 ausgestellten Anlage 19 ist?

In diesem Fall hat diese Gesetzesänderung Auswirkungen auf den Unionsbürger, dem weniger als drei Monate vor dem 27. Februar 2012 eine Anlage 19 ausgestellt worden ist. 

Wurde vor dem 27. Februar 2012 Sozialhilfe gewährt, so muss das ÖSHZ binnen angemessener Frist eine Neuüberprüfung der Entscheidung vornehmen, spätestens binnen 30 Tagen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. 
Ab dem 27. Februar 2012 darf nämlich während der ersten drei Monate des Aufenthalts keine Sozialhilfe mehr gewährt werden. In Anwendung des allgemeinen Grundsatzes der guten Verwaltung wird dem ÖSHZ für die Neuüberprüfung seiner Akten eine Frist von 30 Tagen, gerechnet ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes, gewährt. Nach Ablauf der genannten 30-Tage-Frist muss die gewährte Hilfe ausgesetzt sein. Nach Ablauf der 3-Monate-Frist, gerechnet ab dem Ausstellungsdatum der Anlage 19, lebt der Anspruch auf die vom ÖSHZ gewährte Sozialhilfe wieder auf.
Diese Gesetzesänderung hat jedoch keine Auswirkungen auf den Anspruch auf Sozialhilfe des Unionsbürgers, dem vor dem 27. November 2011 eine Anlage 19 ausgestellt worden ist, da er sich schon drei Monate im belgischen Hoheitsgebiet aufhält.

Was passiert mit den Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die im Besitz einer vor dem 27. Februar 2012 ausgestellten Anlage 19ter sind?

Die gleichen Erwägungen wie für den Unionsbürger gelten.
Diese Gesetzesänderung hat nur Auswirkungen auf die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, denen weniger als drei Monate vor dem 27. Februar 2012 eine Anlage 19ter ausgestellt worden ist. 

Wurde vor dem 27. Februar 2012 Sozialhilfe gewährt, so muss das ÖSHZ nämlich binnen angemessener Frist eine Neuüberprüfung der Entscheidung vornehmen, spätestens binnen 30 Tagen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. 

Ab dem 27. Februar 2012 darf nämlich keine Sozialhilfe mehr gewährt werden während der ersten drei Monate des Aufenthalts. In Anwendung des allgemeinen Grundsatzes der guten Verwaltung wird dem ÖSHZ für die Neuüberprüfung seiner Akten eine Frist von 30 Tagen, gerechnet ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes, gewährt. Nach Ablauf der genannten 30-Tage-Frist muss die gewährte Hilfe ausgesetzt sein. Nach Ablauf der 3-Monate-Frist, gerechnet ab dem Ausstellungsdatum der Anlage 19ter, lebt der Anspruch auf die vom ÖSHZ gewährte Sozialhilfe wieder auf.

Können der Unionsbürger und seine Familienangehörigen für eine Einstellungsmaßnahme in Frage kommen?

Nein, da während der ersten drei Monate des Aufenthalts Sozialhilfe nicht geschuldet ist.

2. Kein Anspruch auf Sozialhilfe während der Zeit der Arbeitssuche
Der Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das Königreich eingereist ist, hat keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe während der gesamten Zeit, in der er nachweisen kann, dass er weiterhin Arbeit sucht und dass er eine begründete Aussicht hat, eingestellt zu werden. Diese Beschränkung gilt ebenfalls für seine Familienangehörigen, die ihn begleiten oder ihm nachziehen.

Auf welche Personen trifft diese Maßnahme zu?

Diese Gesetzesänderung gilt für den Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, und seine Familienangehörigen, die ihn begleiten oder ihm nachziehen.

Da die neue Maßnahme nicht auf alle Unionsbürger zutrifft, handelt es sich nicht um eine allgemeine Maßnahme.

Das bedeutet konkret, dass der Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, während der gesamten Geltungsdauer seiner Anlage 19 keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe hat. Auch Familienangehörigen, die ihn begleiten oder ihm nachziehen, haben während der gesamten Geltungsdauer ihrer Anlage 19 oder 19ter keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe.

Sobald dem Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, eine Anlage 8, und seinen Familienangehörigen eine Anlage 8 oder 9 ausgestellt worden ist, fallen sie in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 26. Mai 2002. Das ÖSHZ hat nicht zur Aufgabe, vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt weitere Sozialhilfe zu gewähren.
Gibt es Übergangsmaßnahmen?

Nein, da diese Gesetzesänderung keine Übergangsmaßnahmen vorgesehen hat.

Was passiert mit dem Unionsbürger, der im Besitz einer vor dem 27. Februar 2012 ausgestellten Anlage 19 ist?

In diesem Fall hat diese Gesetzesänderung Auswirkungen auf den Unionsbürger, dem vor dem 27. Februar 2012 eine Anlage 19 ausgestellt worden ist. 

Wurde vor dem 27. Februar 2012 Sozialhilfe gewährt, so muss das ÖSHZ binnen angemessener Frist eine Neuüberprüfung der Entscheidung vornehmen, spätestens binnen 30 Tagen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. 

Ab dem 27. Februar 2012 darf nämlich keine Sozialhilfe mehr gewährt werden. In Anwendung des allgemeinen Grundsatzes der guten Verwaltung wird dem ÖSHZ für die Neuüberprüfung seiner Akten eine Frist von 30 Tagen, gerechnet ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes, gewährt. Nach Ablauf der genannten 30-Tage-Frist muss die gewährte Hilfe ausgesetzt sein. 

Der Unionsbürger wird jetzt keinen Anrecht mehr auf Sozialhilfe haben während der gesamten Zeit, in der er sich als Arbeitssuchender auf belgischem Hoheitsgebiet aufhält. Während dieser Frist kann der Betroffene dringende medizinische Hilfe auch nicht in Anspruch nehmen. 

Was passiert mit den Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die im Besitz einer vor dem 27. Februar 2012 ausgestellten Anlage 19ter sind?

Die gleichen Erwägungen wie für den Unionsbürger, den die Familienangehörigen begleiten oder dem sie nachziehen, gelten.

In diesem Fall hat diese Gesetzesänderung Auswirkungen auf die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, denen vor dem 27. Februar 2012 eine Anlage 19ter ausgestellt worden ist. 

Wurde vor dem 27. Februar 2012 Sozialhilfe gewährt, so muss das ÖSHZ binnen angemessener Frist eine Neuüberprüfung der Entscheidung vornehmen, spätestens binnen 30 Tagen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes. 

Ab dem 27. Februar 2012 darf nämlich keine Sozialhilfe mehr gewährt werden. In Anwendung des allgemeinen Grundsatzes der guten Verwaltung wird dem ÖSHZ für die Neuüberprüfung seiner Akten eine Frist von 30 Tagen, gerechnet ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes, gewährt. Nach Ablauf der genannten 30-Tage-Frist muss die gewährte Hilfe ausgesetzt sein. 

Die Familienangehörigen, die einen Unionsbürger, der als Arbeitssuchender in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, begleiten oder ihm nachziehen, werden jetzt keinen Anrecht mehr auf Sozialhilfe haben solange der Bürger, den sie begleiten oder dem sie nachziehen, den Status eines Arbeitssuchenden beibehält. Während dieser Frist können die Betroffenen dringende medizinische Hilfe auch nicht in Anspruch nehmen. 

Können die Unionsbürger, die zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist sind, sowie ihre Familienangehörigen zu einem bestimmten Zeitpunkt Sozialhilfe erhalten?

Nur wenn sie ein Recht auf Daueraufenthalt in Belgien erworben haben. 

Können der Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, und seine Familienangehörigen während der Geltungsdauer ihrer Anlage 19 für eine Einstellungsmaßnahme in Frage kommen?

Nein, da vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Sozialhilfe nicht geschuldet ist.

3. Keine Unterhaltsbeihilfen
Die neue Gesetzgebung sieht ebenfalls vor, dass das ÖSHZ nicht verpflichtet ist, vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Unterhaltsbeihilfen zu gewähren. Entsprechend der Richtlinie 2004/38/EG gilt diese Beschränkung jedoch weder für den Unionsbürger, der den Status eines Arbeitnehmers oder eines Selbstständigen hat, noch für seine Familienangehörigen, die ihn begleiten oder ihm nachziehen.
Der Begriff “Unterhaltsbeihilfen” ist in der Richtlinie 2004/38/EG enthalten und betrifft die “Studienbeihilfen, einschließlich Beihilfen zur Berufsausbildung, in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens”. In den vorbereitenden parlamentarischen Arbeiten des vorerwähnten Gesetzes vom 19. Januar 2012 wurde klargestellt: 

„… dass es sich handelt um die Hilfe, die zusätzlich zum Eingliederungseinkommen gewährt werden kann. In der Praxis kann ein Eingliederungseinkommen oder eine dem Eingliederungseinkommen gleichwertige Sozialhilfe gewährt werden. Die im vorliegenden Gesetzesvorschlag erwähnten „Unterhaltsbeihilfen“ treffen nicht auf die beiden Varianten des Eingliederungseinkommens zu. Es handelt sich nur um die Hilfe, die zusätzlich gewährt werden kann. Diese Erklärung ist wichtig, um die Aufnahme der richtigen Auslegung des Artikels in das Protokoll zuzulassen“ (belgische Abgeordnetenkammer – ausführliches Sitzungsprotokoll mit Übersetzung des analytischen Berichtes der Redebeiträge – CRIV 53 PLEN 052 – vom Donnerstags nachmittags, 27. Oktober 2011, S. 155).

Um eine praktische Auslegung dieses Begriffs durch das ÖSHZ zu ermöglichen, muss der vom Gesetzgeber vorgegebenen Auslegung dementsprechend Rechnung getragen werden. Dies trifft somit auf die zusätzliche Sozialhilfe zu, die, wie mit der Richtlinie 2004/38/EG präzisiert wurde, die „Studienbeihilfen, einschließlich Beihilfen zur Berufsausbildung, in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens” betrifft. Sie wird nicht vom belgischen Föderalstaat zurückerstattet.

4. Subventionen des Föderalstaates
Im Anschluss an die Änderung des Grundlagengesetzes über die ÖSHZ vom 8. Juli 1976 haben der Unionsbürger und seine Familienangehörigen unter bestimmten Umständen keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe.
Daraus geht eindeutig hervor, dass der Föderalstaat den ÖSHZ, die Sozialhilfe gewähren, obwohl in Artikel 57quinquies vorgesehen ist, dass sie in diesem Falle nicht geschuldet ist, keinerlei Subventionen gewährt.
Schlussfolgerungen
Diese Gesetzesänderung impliziert ab dem 27. Februar 2012, dass:

· alle Unionsbürger und ihre Familienangehörigen während der ersten drei Monate ihres Aufenthalts in Belgien keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe haben;

· der Unionsbürger, der zur Arbeitssuche in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, und seine Familienangehörigen während der gesamten Zeit der Arbeitssuche keinen Anspruch mehr auf Sozialhilfe haben;

· das ÖSHZ nicht verpflichtet ist, den Unionsbürgern vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Unterhaltsbeihilfen zu gewähren. Diese Ausnahme gilt nicht für den Unionsbürger, der den Status eines Arbeitnehmers oder eines Selbstständigen hat.
Es handelt sich um wesentliche Änderungen, die nur das Recht auf Sozialhilfe betreffen. Sie haben keinerlei Auswirkungen auf das Recht auf Sozialeingliederung der Unionsbürger.

Daraus folgt, dass vorliegendes Rundschreiben das Rundschreiben vom 29. Juni 2011 über den EU-Bürger entsprechend abändert und vervollständigt, um die Einhaltung der neuen Rechtsvorschriften zu gewährleisten.
Hochachtungsvoll,
Die Staatssekretärin für Asyl, Einwanderung, 

soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung 
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� Siehe Richtlinie 2004/38/EG, Begründungserwägung 1


� Siehe Richtlinie 2004/38/EG, Begründungserwägung 21


� Die französische Sprachfassung dieses Artikels enthält einen Übersetzungsfehler. „Par dérogation aux dispositions de la présente loi, le centre n’est pas tenu d’accorder (…)“ muss wie folgt geändert werden: „Par dérogation aux dispositions de la présente loi, l’aide sociale n’est pas due par le centre (…)“. Es wird alles getan, um die französische Sprachfassung des Artikels 57quinquies schnellstens nach Maßgabe der niederländischen Sprachfassung zu ändern. 


� Den Familienangehörigen eines Unionsbürgers kann entweder eine Anlage 19 (wenn sie die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Union besitzen), oder eine Anlage 19ter (wenn sie nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Union besitzen) ausgestellt werden. In Anbetracht der Sache, dass Familienangehörigen, wenn sie im Besitz einer Anlage 19 sind, ebenfalls die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Union besitzen, wird der Einfachheit halber nicht differenziert zwischen Familienangehörigen, die über eine Anlage 19 verfügen, und Familienangehörigen, die über eine Anlage 19ter verfügen.





� Ist der Unionsbürger, der als Arbeitssuchender in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, im Besitz einer Karte E, so kann er das Recht auf soziale Eingliederung beanspruchen. Solange er den Status eines Arbeitssuchenden beibehält, kann ihm bis zum Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt keine weitere Sozialhilfe gewährt werden.


� Ist der Unionsbürger, der als Arbeitssuchender in das belgische Hoheitsgebiet eingereist ist, im Besitz einer Karte E, so kann er das Recht auf soziale Eingliederung beanspruchen, unter anderem in Form eines Eingliederungseinkommens oder einer Einstellungsmaßnahme.





